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Was Beamte in ihrer
Freizeit gegen Be -

zahlung tun, un ter liegt
künftig strengeren Richtli-
nien. 

Unvereinbarkeiten sollen
ausgeschlossen werden.
Polizisten dürfen künftig
nicht mehr als Fahrlehrer
oder im privaten Pers o   -
 nenschutz tätig sein.
Anlass für diese schärfere
Regelung war die Nomi -
nie rung einer Verfas -
sungsrich terin als Auf -
sichtsratsvor sitzende der
ASFINAG, die in der Öf-
fentlichkeit hohe Wellen
geschlagen hatte.

Die Wahl der Verfas -
sungsrichterin Claudia Kahr
zur Aufsichtsrats chefin der
ASFINAG löste eine Debatte
über Unver einbarkeits -
regeln aus. Verfassungsrich-
ter verdienen zwischen
7000 und 14.000 Euro im
Monat, sind bei Mehrfach-
bezügen besser gestellt als
Politiker und haben ein
Pensions-Pri vileg. Dennoch

gilt für sie kein Berufsver-
bot, wie etwa für Minister.
Es ist durchaus üblich, dass
Höchstrichter Rechts -
anwaltskanzleien betrei-
ben, an Universitäten tätig
sind oder in Aufsichtsräten
sitzen.

Auffallend an dieser Dis -
kussion ist, dass wieder ein-
mal ganz besonders die Po-

lizei herausgestellt wird.
Polizisten dürften keine Ne-
benbeschäftigung ausüben,
das ist mit ihrer dienstlichen
Tätigkleit unvereinbar, wird
von der SP-Beamtenmini-
sterin Heinisch-Hosek im-
mer wieder angeführt. Wir
kennen die Beispiele mit
Bus chauf feur, Bürgermei-
ster, Tennis lehrer usw. 
Keiner hinterfragt die
Nebenbeschäfti gungen vie-
ler anderer Berufsgruppen,

wie z.B. bei Lehrern oder
Finanzbeamten. Wenn
schon "neue" Regeln auf-
gestellt werden, dann soll-
ten diese für ALLE gelten.
Minister, Kommunalpoliti-
ker aller Parteien dürften
demnach in keinen Vor-
stand, Aufsichtsrat oder an-
deren Gremien sitzen. In
gleichem Masse aber auch
für alle Beamten. Es kann
nicht sein, dass Exekutiv -
beamte von der Möglich-
keit eines Zuverdienstes in
weit größerem Ausmaß
ausgeschlossen werden als
alle anderen, nur weil es
so schön zu argumentieren
ist. 

Wenn das so gehandhabt
wird, dann wird es auch
notwendig und richtig sein,
dass die Berufsgruppe der
Exekutive so bezahlt wird,
dass ein weiteres Ein -
kommen nicht zur Debatte
steht.
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Die Exekutive
muss so bezahlt

werden, dass
eine Nebenbe-

schäftigung
nicht zur Debatte

steht.

Wenn schon "neue" Re-

geln aufgestellt werden,

dann sollten diese für

ALLE gelten.

Der vom Zentralaus schuss
ständig eingerichtete

Unteraus schuss für Scha-
denersatz - Organhaft-
pflichtgesetz und Amtshaf-
tungsgesetz hat bei der
Verhandlungs runde am 15.
Juni 2010 wieder einen be-
achtlichen Ver handlungs -
erfolg für die Kolleginnen
und Kollegen erzielt.   

Zur Entscheidung lagen ins-
gesamt 24 Akte mit Scha -

denersatzvorschrei bun gen,
diese stammten von den
LPK`s Wien, NÖ, Salzburg,
Tirol, Kärnten und Burgen-
land.

Einsatzfahrten konnten
wieder außer Streit gestellt
werden. In diesen Fällen
wurden die Ersatzvor schrei -
bungen vom Dienst geber
in der Mäßigung auf null
gestellt. Von den 24 Vor-
schreibungsakten wurden

14 gemäßigt und bei vier
fand sogar eine  Mäßigung
auf null statt. 

Dieser Erfolg zeigt wieder
einmal mehr,  dass die gute
Vorbereitung seitens des
Unterausschusses, für eine
sozialpartnerschaftliche
Verhandlung, herzeigbare
Ergebnisse bringt.
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